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Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet 

Gesetz Nr. 53 (Neufassung) 
Devisenbewirtschaftung und Kontrolle 

des Güterverkehrs 

Die Militärgouverneure der amerikanischen, der 
britischen und der französischen Zone sind überein-
gekommen, gleichzeitig Rechtsvorschriften zur Neu-
fassung des Gesetzes Nr. 53 der Militärregierung, 
Devisenbewirtschaftung und zur Regelung des 
Güterverkehrs zvi erlassen. 

ES WIRD DAHER ANGEORDNET: 
A r t i k e l I 

Verbotene Geschäfte 
1. Vorbehaltlich einer von der Militärregierung 

oder von einer von ihr bestimmten Stelle erteilten 
Ermächtigung sind alle Geschäfte verboten, die zum 
Gegenstande haben oder sich beziehen auf: 

a) Devisenwerte, gleichgültig wo sie sich befinden, 
die unmittelbar oder mittelbar, ganz oder teil-
weise, im Eigentum oder unter der Kontrolle von 
Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt, Haupt-
niederlassung oder Sitz in dem in Artikel X be-
zeichneten Bereich — nachstehend „Gebiet" ge-
nannt — stehen; 

b) Devisenwerte, die sich im Gebiet befinden; 

c) im Gebiet befindliche Vermögenswerte, die un-
mittelbar oder mittelbar, ganz oder teilweise, im 
Eigentum oder unter der Kontrolle von Personen 
außerhalb des Gebiets stehen; 

d) Vermögenswerte, gleichgültig, wo sie sich befin-
den, sofern das Geschäft zwischen Personen mit 
gewöhnlichem Aufenthalt, Hauptniederlassung 
oder Sitz im Gebiet und Personen außerhalb des 
Gebiets abgeschlossen wird oder sich auf solche 
Personen bezieht; 

e) Devisenwerte, unbewegliche Vermögenswerte, 
Rechte oder Interessen an diesen, gleichgültig, 
wo sie sich befinden, sofern das Geschäft zwi-
schen Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt, 
Hauptniederlassung oder Sitz im Gebiet und Per-
sonen mit gewöhnlichem Aufenthalt, Häuptnie-
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derlassung oder Sitz außerhalb des Gebiets ab-
geschlossen wird; 

f) im Gebiet befindliche Devisenwerte, unbewegliche 
Vermögenswerte, Rechte oder Interessen an die-
sen, sofern das Geschäft zwischen Personen mit 
gewöhnlichem Aufenthalt, Hauptniederlassung 
oder Sitz außerhalb des Gebiets abgeschlossen 
wird; 

g) in Deutschland befindliche Vermögenswerte oder 
Vermögenswerte, die den Vorschriften des Ar-
tikels II dieses Gesetzes unterliegen, sofern das 
Geschäft zwischen außerhalb des Gebiets befind-
lichen Personen, deren gewöhnlicher Aufenthalt, 
Hauptniederlassung oder Sitz im Gebiet ist, und 
Personen außerhalb des Gebiets abgeschlossen 
wird: 

h) deutsche Zahlungsmittel oder auf deutsche Wäh-
rung lautende Geldforderungen, sofern das Ge-
schäft ihre Übertragung von Personen, deren ge-
wöhnlicher Aufenthalt, Hauptniederlassung oder 
Sitz im Gebiet ist, auf Personen mit gewöhn-
lichem Aufenthalt, Hauptniederlassung oder Sitz 
außerhalb des Gebiets zur Folge hat. 

2. Abgesehen von üblicher persönlicher Habe dür-
fen Vermögenswerte nur über die zugelassenen 
Grenzübergangsstellen und nur mit Ermächtigung 
der Militärregierung oder einer von ihr bestimmten 
Stelle in das Gebiet oder aus dem Gebiet verbracht 
werden. 

A r t i k e l II -
Anmeldung, Ablieferung von Devisenwerten und 

Verfügung über dieselben 

1. Soweit die Militärregierung nichts anderes be-
stimmt, müssen alle Personen mit gewöhnlichem 
Aufenthalt, Hauptniederlassung oder Sitz im Ge-
biet, denen unmittelbar oder mittelbar, ganz oder 
teilweise, Eigentum oder Besitz an Devisenwerten 
oder Kontrolle darüber zusteht, eine Anmeldung-
einreichen. Die Anmeldung ist innerhalb von 30 Ta-
gen nach Erlangung des Eigentums, des Besitzes 
oder der Kontrolle bei der nächsten Niederlassung 
einer Landeszentralbank oder bei sonstigen von der 
Militärregierung bestimmten Instituten in der von 
der Militärregierung vorgeschriebenen Form einzu-
reichen. 

2. Alle Personen, denen unmittelbar oder mittel-
bar, ganz oder teilweise, Eigentum oder Kontrolle 
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von im Gebiet befindlichen Devisenwerten zusteht, 
sind verpflichtet, diese Wer te auf Anordnung der 
Mil i tärregierung bei der nächsten Niederlassung 
einer Landeszent ra lbank oder bei sonstigen von der 
Mil i tärregierung bes t immten Stellen abzuliefern. 

3. Alle Personen mit gewöhnlichem Aufenthal t , 
Hauptnieder lassung oder Sitz im Gebiet, die befugt 
oder zu vermit teln, deren Eigentum oder Kontrol le 
sind, den Verkauf von Devisenwerten vorzunehmen 
ganz oder teilweise Personen mit gewöhnlichem 
Aufenthalt , Hauptnieder lassung oder Sitz im Gebiet 
zusteht, sind verpflichtet, solche Devisenwerte auf 
Anweisung der Mil i tärregierung dieser oder einer 
von ihr bezeichneten Stelle zu Preisen oder Kursen , 
die durch einheitliche Durchführungsverordnungen 
festgesetzt sind, zum Ankauf zur Verfügung zu 
stellen. 

4. Die Mil i tärregierung kann eine Stelle bes t im-
men, die befugt ist, zur Durchführung dieses A r -
tikels Anordnungen und Vorschriften zu erlassen 
und sonst in ih rem Auftrage und unter ihrer Auf-
sicht Maßnahmen zu treffen. 

A r t i k e l I I I 
Devisenüberwachung 

Die Mil i tärregierung oder die von ihr bes t immten 
Stellen können von allen Personen im Gebiet oder 
mit gewöhnlichem Aufenthalt , Hauptnieder lassung 
oder Sitz im Gebiet die Ertei lung jeder in deren 
Besitz oder Kontrolle befindlichen Information ve r -
langen, die ihnen zur Durchführung dieses Gesetzes 
oder zur Aufdeckung von Verstößen gegen dieses 
Gesetz erforderlich erscheint. Alle zur Er te i lung von 
solchen Auskünften aufgeforderten Personen haben 
Bücher, Abrechnungen oder andere in ihrem Besitz 
oder unter ihrer Kontrol le befindliche Unter lagen 
vorzulegen, die zur Erreichung dieses Zwecks e r -
forderlich sind. 

A r t i k e l IV 
Durchsuchung von Personen und Gepäck 

Soweit nicht entgegenstehende gesetzliche Vor-
schriften bestehen, ist jeder dazu ermächtigte al l i -
ierte oder deutsche Beamte berechtigt: 

a) von j ede rmann eine Anmeldung aller Vermögens-
wer te zu verlangen, die von ihm in das Gebiet 
oder aus dem Gebiet verbracht werden; 

b) jede Person, die hinsichtlich der in das Gebiet 
oder aus dem Gebiet zu verbr ingenden Ver -
mögenswerte eine Anmeldung un te r läß t oder 
eine falsche Anmeldung ers ta t te t oder dessen 
verdächtig ist, zu durchsuchen, zu verhaf ten und 
in Haft zu behal ten; 

c) d a s ' Gepäck jeder in das Gebiet einreisenden 
oder aus dem Gebiet ausreisenden Person zu 
durchsuchen; 

(1) alle Fahrzeuge, Züge, Flugzeuge, Schiffe oder 
andere Verkehrsmit tel , die tatsächlich oder ver-
mutlich Vermögenswer te enthal ten, die in das 
Gebiet oder aus dem Gebiet verbracht werden 
sollen, anzuhal ten, zu durchsuchen und festzu-
hal ten; 

e) s tehende oder bewegliche Pos tämter einschließ-
lich Sor t ie r räume zu betreten und in Anwesen-
heit von Postbeamten Sendungen zu durchsuchen, 
die tatsächlich oder vermutl ich Vermögenswer te 
enthal ten die gesetzwidrig in das Gebiet oder aus 
dem Gebiet verbracht werden sollen; 

f) alle Vermögenswer te in Beschlag zu nehmen,: 
deren Verbr ingung tatsächlich oder vermutl ich 
unter Verletzung der Vorschriften des Artikels I 
dieses Gesetzes stattfindet; 

g) alle tatsächlich oder vermutlich unter Verletzung 
der Vorschriften des Art ikels II dieses Gesetzes 
im Besitz einer Person befindlichen Vermögens-
wer te zu beschlagnahmen. 

A r t i k e l V 

Beschlagnahmte Vermögenswer te oder Waren 

1. Gegen die Beschlagnahme von Vermögenswer ten 
gemäß den Vorschriften des Art ikels IV dieses G e -
setzes kann jede davon betroffene Person inne rha lb 
von 30 Tagen nach dem Zei tpunkt der Beschlag-
n a h m e Einspruch bei der von der Mi l i tä r reg ierung 
in Durchführungsverordnungen zu diesem Gesetz 
bes t immten Behörde erheben. Diese Behörde k a n n 
die Freigabe oder die Einziehung der Ve rmögens -
wer te verfügen. Die Einziehung der besch lagnahm-
ten Vermögenswer te im Verwal tungswege kann a u s -
gesprochen werden, wenn kein Einspruch gemäß 
vers tehender Vorschrift erhoben w * d . 

2. Wird eine Person wegen einer Ver le tzung dieses 
Gesetzes strafrechtlich verfolgt, so darf eine E in -
ziehung der beschlagnahmten Vermögenswer te nicht 
vor rechtskräft iger Entscheidung der Strafsache a u s -
gesprochen werden ; Durchführungsverordnungen 
können vorsehen, daß ungeachtet der E rhebung 
eines Einspruchs oder der Einlei tung eines Straf-
verfahrens ein Vergleich bezüglich der beschlag-
nahmten Vermögenswer te zulässig ist. 

A r t i k e l VI 

Ant räge auf Erte i lung von Ermächt igungen 
Fü r die Einreichung von Anträgen auf Er te i lung 

von Ermächt igungen gemäß diesem Gesetz gelten 
die von der Mil i tärregierung oder einer von ihr b e -
auf t ragten Stelle zu er lassenden Durchführungs -
verordnungen. 

• A r t i k e l VII 
Nichtige Geschäfte 

Alle Vermögensüber t ragungen, Ver t räge oder son-
stigen Vereinbarungen, die in Verletzung dieses G e -
setzes oder in der Absicht, Vorschriften dieses G e -
setzes zu umgehen, geschlossen oder durchgeführt 
worden sind, en tbehren jeder Rechtswirkung, es sei 
denn, daß sie nachträglich von der Mil i tär regierung 
genehmigt werden. Von den Beteiligten kann v e r -
langt werden, daß sie hinsichtlich der Vermögens-
werte , die Gegenstand des verbotenen Geschäfts 
waren , den ursprünglichen Zustand wieder h e r -
stellen; demgegenüber k a n n nicht e ingewandt w e r -
den, daß die. Gegenleistung nicht mehr zurück-
gewähr t werden kann. 

a 

A r t i k e l VIII 

Strafen 
1. Wer gegen die Bes t immungen dieses Gesetzes 

oder einer hierzu er lassenen Durchführungsverord-
n u n g oder Anordnung verstößt , macht sich s t rafbar 
und wird wenn schuldig befunden, mit Gefängnis 
bis zu fünf J a h r e n oder Geldstrafe bis zu DM 25 000 
oder dem dreifachen Wert der dem Gegenstand de r 
s t rafbaren Hand lung bi ldenden Vermögenswer te 
oder mi t Gefängnis und Geldstrafe bestraft. Das 
Gericht kann auch die Einziehung der Vermögens-
wer te anordnen, die den Gegenstand der s t rafbaren 
Hand lung bilden. 

2. Falls eine einer Verletzung dieses Gesetzes b e -
schuldigte Person die Auferlegung einer Geldbuße 
der Durchführung eines Strafverfahrens vorzieht, so 
kann die Verwal tungsbehörde eine derar t ige B u ß e 
nach einem Verfahren, das durch Durchführungs-
verordnungen zu diesem Gesetz festzulegen ist, v e r -
hängen. 

A r t i k e l IX 

Verfügung über eingezogene Vermögenswerte 
Die Mil i tär regierung wird in Durchführungs-

bes t immungen zu diesem Gesetz Vorschriften b e -
treffend die Verfügung über gemäß Artikel V u n d 
VIII eingezogene Vermögenswer te erlassen. 
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A r t i k e l X 
Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Gesetzes gelten folgende 
Begriffsbestimmungen: 

a) „Person" bedeutet jede natürliche Person, 
jede Personenvereinigung oder juristische Person 
des öffentlichen oder privaten Rechts, jede Regie-
rung einschließlich staatlicher oder kommunaler 
Verwaltungen, Körperschaften des öffentlichen 
Rechts und deren Dienststellen und Organe; __ 

b) „Geschäfte" bedeuten Erwerb, Einfuhr, Leihe 
oder Empfangnahme gegen oder ohne Entgelt, Über-
weisung, Verkauf, Vermietung, Verpachtung, Über-
tragung, Verbringung, Ausfuhr, Belastung, Verpfän-
dung oder sonstige Verfügung, Zahlung, Rückzah-
lung, Darlehen, Übernahme von Sicherheitsleistun-
gen oder jedes andere Geschäft mit den in diesem 
Gesetz bezeichneten Vermögenswerten; 

c) „Vermögenswerte" umfaßt alle Vermögenswerte 
und darauf bezügliche Rechte jeder Art, einschließ-
lich aller Devisenwerte; 

d) „Devisenwerte" umfassen: 
(1) außerhalb des Gebiets gelegene Vermögens-

werte, 
(2) Zahlungsmittel mit Ausnahme deutscher Zah-

lungsmittel, Bankguthaben außerhalb des Ge-
biets sowie Schecks. Anweisungen, Wechsel und 
andere Zahlungsversprechen, die auf Personen 
außerhalb des Gebiets gezogen oder von sol-
chen ausgestellt sind; 

(3) Ansprüche und darüber ausgestellte Urkun-
den, die: 

I) Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt, 
Hauptniederlassung oder Sitz im Gebiet 
(als Inhabern oder Berechtigten) gegen 
eine Person außerhalb des Gebiets zu-
stehen, gleichgültig ob sie auf deutsche oder 
andere Währung lauten; 

II) Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt, 
Hauptniederlassung oder Sitz im Gebiet 
(als Inhabern oder "Berechtigten) gegen an-
dere Personen im Gebiet zustehen, wenn 
sie auf nichtdeutsche Währung lauten; 

III) Personen außerhalb des Gebiets (als In-
habern oder Berechtigten) zustehen, wenn 
Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt, 
Hauptniederlassung oder Sitz im Gebiet 
an den Ansprüchen oder den darüber aus-
gestellten Urkunden ein rechtliches Inter-
esse haben; 

(4) Wertpapiere und andere Urkunden zum Nach-
weis von Eigentum und Verbindlichkeiten, die 
von Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt, 
Hauptniederlassung oder Sitz außerhalb des 
Gebiets ausgestellt sind, und Wertpapiere und 
andere Urkunden zum Nachweis von Eigen-
tum und Verbindlichkeiten, die von Personen 
in Deutschland ausgestellt sind, falls sie auf 
eine nichtdeutsche Währung lauten oder in 
nichtdeutscher Währung zahlbar sind. 

(5) Gold- oder Silbermünzen sowie Gold-, Silber-
oder Platinbarren oder Legierungen davon in 
Barren form; 

(6) andere Vermögenswerte, die von der Militär-
regierung zu Devisenwerten erklärt worden 
sind; 

e) der Ausdruck „übliche persönliche Habe" um-
faßt solche Gegenstände, wie sie für einen Reisen-
den bei der Einreise in das Gebiet, beim Aufenthalt 
daselbst oder bei der Ausreise aus dem Gebiet als 
notwendig anzusehen sind; der Ausdruck umfaßt 
nicht Vermögenswerte in handelsüblichen Mengen 
noch Vermögenswerte, deren Verbringung über die 
Grenzen des Gebiets von Gesetzes wegen einer be-
sonderen Genehmigung unterliegt; 

f) „gewöhnlicher Aufenthalt, Hauptniederlassung 
oder Sitz" bedeutet den gewöhnlichen Wohnort natür-
licher Personen und die Hauptniederlassung oder 
din gesetzlichen Sitz juristischer Personen und an-
derer Vereinigungen; 

g) die Bezeichnung „Gebiet" umfaßt die Länder 
Bayern, Bremen, Hessen, Württemberg-Baden, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Hol-
stein, Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohenzollern, 
Baden, Hansestadt Hamburg, in ihrem Gebietsstand 
am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes; 

h) die Bezeichnung „Deutschland" bedeutet das 
Gebiet des „Deutschen Reichs", wie es am 31. De-
zember 1937 bestanden hat; 

i) „deutsche Währung" bedeutet alle Zahlungs-
mittel, die als gesetzliches Zahlungsmittel in den 
Landern Bayern, Bremen, Hessen, Württemberg-
Baden, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schles-
wig-Holstein, Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohen-
zollern, Baden, Hansestadt Hamburg, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Thüringen, Brandenburg und 
Mecklenburg-Vorpommern sowie in Groß-Beiiin 
gelten oder gegolten haben. 

A r t i k e l XI 
Allgemeine Vorschriften 

1. Für die Zwecke der Durchführung dieses Ge-
setzes hat eine juristische Person ihren Sitz in einem 
oder mehreren der folgenden Länder: 
a) in demjenigen Land, durch das oder gemäß des-

sen Gesetz die juristische Person errichtet wor-
den ist; 

b) in demjenigen Land oder denjenigen Ländern, 
in welchen sie ihre Hauptniederlassung hat, oder 

c) in demjenigen Land oder denjenigen Ländern, in 
welchen sie geschäftlich tätig ist. 

2. Vermögenswerte gelten als „im Eigentum oder 
unter Kontrolle" einer Person befindlich, wenn sie 
im Namen oder für Rechnung oder zu Gunsten die-
ser Person gehalten werden, oder wenn sie ihr oder 
ihrem Beauftragten oder Agenten geschuldet wer-
den, oder wenn eine solche Person berechtigt oder 
verpflichtet ist, derartige Vermögenswerte zu kau-
fen, in Empfang zu nehmen oder zu erwerben. 

A r t i k e l XII 
Aufhebung von Rechtsvorschriften 

1. Folgende Vorschriften werden hiermit aufge-
hoben: 
a) das Militärregierungsgesetz Nr. 53 „Devisenbe-

wirtschaftung" und die auf Grund des genannten 
Gesetzes erteilten Allgemeinen Genehmigungen 
Nr. I, 3, 5, 6, 7, 9 und 10 und' Bekanntmachungen 
Nr. 1, 2 und 3; 

b) diejenigen Abschnitte des Militärregierungsge-
setzes Nr. 161 (abgeändert) betreffend „Grenz-
kontrolle", welche die Einfuhr und Ausfuhr von 
Vermögenswerten und Waren regeln, sowie die 
auf Grund des genannten Gesetzes erteilten All-
gemeinen Genehmigungen Nr. 1 und 2; 

c) das deutsche Gesetz über die Devisenbewirt-
schaftung von 1938; 

d) Verordnung Nr. 17 der Militärregierung betref-
fend „Verbotene Rechtsgeschäfte und Tätigkeiten". 

2. Alle Sondergenehmigungen, erteilt auf Grund 
der Gesetze Nr. 53 und 161 der Militärregierung, 
und die Allgemeinen Genehmigungen Nr. 2, 4, 8, 11, 
12 und 13 auf Grund des Militärregierungsgesetzes 
Nr. 53 bleiben weiterhin in Kraft mit der gleichen 
Wirkung, als ob sie auf Grund dieses Gesetzes er-
teilt worden wären. 

S. Wer vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes da-
durch eine strafbare Handlung begangen hat, daß 
er gegen eine Vorschrift des Gesetzes Nr. 53 oder 
der Verordnung Nr. 17 der Militärregierung oder 
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gegen diejenigen Abschnitte des Gesetzes Nr. 161 
der Militärregierung (abgeändert) betreffend „Grenz-
kontrolle", welche den Verkehr mit Vermögenswer-
ten und Waren regeln, verstößt oder eine ihm durch 
die vorgenannten Vorschriften auferlegte Handlung 
vorzunehmen unterläßt, kann wegen einer solchen 
strafbaren Handlung zur Verantwortung gezogen 
werden, ohne Rücksicht darauf, ob ihm die Anklage 
bereits zugestellt worden ist; wenn schuldig befun-
den, kann er bestraft werden, als ob Gesetz Nr. 53 
und Verordnung Nr. 17 der Militärregierung und 
diejenigen Abschnitte des Gesetzes Nr. 161 der Mili-
tärregierung (abgeändert) betreffend „Grenzkon-
trolle", welche den Verkehr mit Vermögenswerten 
und Waren regeln, nicht aufgehoben worden wären. 

4. Die Vorschriften dieses Gesetzes und der hierzu 
erlassenen Durchführungsverordnungen, Ermächti-
gungen oder Anweisungen gehen widersprechenden 
Bestimmungen deutschen Rechts i'or. 

A r t i k e l XIII 
Anwendungsgebiet und Inkrafttreten 

Dieses Gesetz findet in den Ländern Bayern. Hes-
sen, Württemberg-Baden und Bremen Anwendung. 
Es tritt am 19. September 1949 in Kraft. 

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 

Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet 

Erste Durchführungsverordnung 
zu Gesetz Nr. 53 der Militärregierung 

(Neufassung) Devisenbewirtschaftung und 

Kontrolle des Güterverkehrs 

Artikel I, Absatz 2 des Gesetzes Nr. 53 der Mili-
tärregierung und gleichartiger, in der britischen und 
französischen Zone gleichzeitig erlassener Gesetze 
bestimmt, daß, abgesehen von üblicher persönlicher 
Habe, Vermögenswerte nur mit Ermächtigung der 
Militärregierung oder einer von ihr bestimmten 
Stelle in das Gebiet (Begriffsbestimmung in den ge-
nannten Gesetzen) eingebracht oder aus dem Ge-
biet ausgeführt werden dürfen. 

Die Militärgouverneure der amerikanischen, briti-
schen und französischen Zone sind übereingekom-
men, gleichzeitig Durchführungsverordnungen zu er-
lassen, die zur Durchführung des Güterverkehrs ge-
mäß den nachstehenden Bestimmungen ermäch-
tigen. 

Es ist beabsichtigt, daß die Regierung der Bundes-
republik Deutschland — nachstehend Bundesregie-
rung genannt — die Verantwortung für gewisse 
Kontrollmaßnahmen des Güterverkehrs, die bisher 
von anderen Dienststellen durchgeführt wurden, so 
bald als möglich nach ihrer Bildung übernehme. 

ES WIRD DAHER ANGEORDNET: 

Artikel I 
1. Diese Durchführungsverordnung regelt die Ver-

biingung in das Gebiet und aus demselben von 
nachstehend aufgeführten Gruppen von Vermögens-
werten (abgesehen von üblicher persönlicher Habe) 
gemäß der Begriffsbestimmung in Gesetz Nr. 53 
(Neufassung): 
a) Im Geschäftsverkehr in das Gebiet oder aus dem-

selben verbrachte Vermögenswerte; 
b) durch das Gebiet durchgehende Vermögenswerte; 
c) Postsendungen; 
d) Hilfs- und Wohlfahrtssendungen; 
e) Vermögenswerte von Personen, die ihren ge-

wöhnlichen Aufenthalt im Gebiete errichten oder 
aufgeben; 

i) Transportmittel. 

Diese Gruppen werden nachstehend als „Kontrol-
lierte Vermögenswerte" bezeichnet. 

Artikel II 
Gemäß Artikel I, Absatz 2 des Gesetzes Nr. 53 

wird hiermit die Bundesregierung als diejenige 
Stelle bestimmt, die unter Vorbehalt jeweils von 
der Militärregierung zu erlassender Bestimmungen 
zuständig ist zur Erteilung von Ermächtigungen und 
und zum Erlaß von Vorschriften bezüglich der Ver-
bringung von kontrollierten Vermögenswerten in 
das Gebiet und aus demselben. 

Die Bundesregierung kann das Recht zur Erteilung 
von Ermächtigungen für die Verbringung von kon-
trollierten Vermögenswerten in das Gebiet und aus 
demselben auf eine Dienststelle des Bundes oder 
eines Landes übertragen. 

Artikel III 
Bis die Militärregierung oder die Bundesregierung 

andere Anordnungen treffen, bleiben die unmitlsl-
bar vor dem Inkrafttreten dieser Durchführungs-
verordnung zur Erteilung von Ermächtigungen für 
die Verbringung von kontrollierten Vermögens-
werten in das Gebiet und aus demselben zuständi-
gen Dienststellen, vorbehaltlich der dann anwend-
baren Vorschriften und Verfahren, hierzu berechtigt 
und alle von diesen Dienststellen erteilten, zu die-
ser Zeit wirksamen Ermächtigungen bis zu ihrem 
normalen Erlöschen in Kraft. 

Der Bundeskanzler oder der von ihm hierzu er-
mächtigte Minister kann zur Ausführung dieses 
Artikels die Dienststelle oder Dienststellen der 
Bundesregierung bestimmen, denen die Ausübung 
dieser Leitungs- und Kontrollbefugnisse über die 
Verbringung von Vermögenswerten in das Geoiet 
und aus demselben zustehen sollen, insoweit diese 
Befugnisse bisher durch eine Dienststelle des Ver-
einigten Wirtschaftsgebietes oder durch eine 
deutsche Dienststelle in der französischen Zone 
ausgeübt wurden. Bis zum Erlaß dieser Bestimmung 
soll die Dienststelle des Bundes solche Leitungs-
und Kontrollbefugnissc im Gebiet ausüben, die der 
Dienststelle des Vereinigten Wirtschaftsgebietes am 
nächsten entspricht, die bisher diese Befugnisse im 
Vereinigten Wirtschaftsgebiet ausgeübt hat. 

Artikel IV 
Die Bestimmungen anderer Gesetze, die die Ver-

bringung von Vermögenswerten in das Gebiet oder 
aus demselben verbieten, bleiben durch die Be-
stimmungen dieser Durchführungsverordnung un-
berührt. 

Artikel V 
Diese Durchführungsverordnung tritt am 19. Sep-

tember 1949 in Kraft. 

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 

Drittes Gesetz 
über Sicherheitsleistungen des bayer. Staates 

Vom 28. September 1949 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol-
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 
Das Staatsministerium der Finanzen wird ermäch-

tigt, zum Zwecke des Ausbaus des Flughafens 
München-Riem folgende Sicherheiten zu leisten: 
1. Für die Verbindlichkeit der Bayerischen Staats-

bank aus dem Darlehen eines Konsortiums von 
Versicherungsunternehmungen in Höhe von 4,5 
Millionen DM, das bei einem Ausgabekurs von 
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98 v. H. und einer Laufzeit bis 31. Dezember 1955 
mit 6,5 v. H. verzinslich ist, 

2. für die Verbindlichkeit einer vom bayerischen 
Staat und der Stadt München gemeinsam zu er-
richtenden Flughafen-G.m.b.H. München-Riem 
gegenüber der Bayerischen Staatsbank aus der 
Weitergabe dieses Darlehens von 4.5 Millionen DM 
an diese G.m.b.H. durch die Bayerische Staats-
bank. 

§ 2 
Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am 1. Oktober 

1949 in Kraft. 

München, den 28. September 1949 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans E h a r d. 

Durchführungsbestimmungen 
zum Gesetz zur Erhebung einer Notabgabe 

für den Wohnungsbau (BNADB) 

Vom 26. September 1949 

Auf Grund des § 10 Absatz 2 des Gesetzes zur 
Erhebung einer Notabgabe für den Wohnungsbau 
vom 14. Juni 1949 (GVB1. 1949 S. 135) wird im Be-
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium des 
Innern bestimmt: 

Z u § 2 d e s G e s e t z e s 
§ 1 

Steuergegenstand 
(1) Der Baunotabgabe unterliegen Gebäude aller 

Art, gleichviel ob sie Wohnzwecken, hauswirtschaft-
lichen, landwirtschaftlichen oder gewerblichen 
Zwecken dienen. Die Baunotabgabe erstreckt sich 
auch auf Gebäude, die auf fremdem Grund und Bo-
den stehen. Nicht abgabepflichtig sind Wohnungen 
auf Schiffen, ferner alle nur für vorübergehende 
Zwecke errichteten Bauten, z. B. NotunterkunCs-
hütten bei Eisenbahn- und Kanalbauten, Hütten für 
die zeitweilige Aufbewahrung von Werkzeugen 
transportable Bauten, Wellblechgaragen usw. 

(2) Die Baunotabgabe umfaßt auch alle wesent-
lichen Bestandteile eines Gebäudes. Ausgenommen 
sind lediglich die Zugehörungen im Sinne des § 8 
der Satzungen der Bayerischen Landesbrandver-
sicherungsanstalt vom 28. 12. 1935 (GVB1. 1935 
S. 795). Die Abgabepflicht erstreckt sich demnach 
nicht auf die mit dem Gebäude in Verbindung ge-
brachten Einrichtungen für Gewerbe-, Fabrik-, 
landwirtschaftliche und sonstige Betriebe, insbeson-
dere Maschinen- und Werkeinrichtungen und die 
dazu gehörigen Werkzeuge und Ersatzteile. Als 
abgabefreie Zugehörungen sind auch Umzäunungen 
und Hofpflasterung, Düngerstätten, Jauchegruben 
sowie kleinere Silos in landwirtschaftlichen Be-
trieben zu behandeln. Soweit solche Gegenstände 
bei der Brandversicherung versichert sind, scheiden 
sie bei der Berechnung der Baunotabgabe aus. 

Zu § 3 A b s a t z 1 Z i f f e r 1 u n d A b s a t z 2 
d e s G e s e t z e s 

§ 2 
Befreiung von Gebäuden der Länder, der Gemeinden 
(Gemeindeverbände) und der sonstigen Körper­

schaften des öffentlichen Rechts 
(1) Gebäude der Länder (einschließlich der in 

Treuhandeigentum stehenden), Gebäude der Ge-
meinden (Gemeindeverbände) und der sonstigen 
Körperschaften des öffentlichen Rechts sind gemäß 
§ 3 Absatz 1 Ziffer 1 des Gesetzes von der Baunot-
abgabe befreit, soweit sie unmittelbar für einen 

öffentlichen Dienst oder Gebrauch (einschließlich 
des Unterrichts und der Erziehung) genutzt werden. 

(2) Die Frage, ob ein solches Gebäude unmittelbar 
für einen öffentlichen Dienst oder Gebrauch ge-
nutzt wird, ist nach den §§ 4 bis 6 der Grundsteuer-
Durchführungsverordnung vom 1. Juli 1937 (RGBl. I 
S 733) zu entscheiden. 

(3) Die Befreiung von der Baunotabgabe gilt nur 
soweit, als das Gebäude unmittelbar für einen 
öffentlichen Dienst oder Gebrauch (einschließ-
lich des Unterrichts und der Erziehung) genutzt 
wird. Wenn ein Gebäude eines Landes, einer Ge-
meinde (Gemeindeverband) oder einer sonstigen 
Körperschaft des öffentlichen Rechts außer für 
einen öffentlichen Dienst oder Gebrauch auch zu 
anderen Zwecken genutzt wird (z. B. zu Wohn-
zwecken oder gewerblichen Zwecken), so ist das 
Gebäude, soweit es anderen Zwecken dient, abgabe-
pflichtig (vgl. § 3 Abs. 2 des Gesetzes). In diesen 
Fällen müßte der Baunotabgabewert des Gebäudes 
in einen abgabefreien und in einen abgabepflichtigen 
Teil zerlegt werden. Zur Vereinfachung wird be-
stimmt, daß die auf den abgabepflichtigen Teil des 
Gebäudes entfallende Baunotabgabe vom Finanz-
amt nach der auf die abgabepflichtigen Räume ent-
fallenden Miete (Pacht) pauschaliert werden kann. 
Als Pauschbetrag werden erhoben: 

bei Altbauten (§ 5 Abs. 2 des Gesetzes) 
5 v. H. der Jahresmiete, 

bei Neubauten 2Va v. H. der Jahresmiete. 
B e i s p i e l : In einem dem bayerischen Staat ge-

hörenden Gebäude (Altbau) ist ein Amtsgericht 
untergebracht. Außer den Diensträumen befindet 
sich in dem Gebäude eine Wohnung für einen 
Amtsrichter. Die Baunotabgabe kann auf 5 v. H. 
der Jahresmiete pauschaliert weiden, die der 
Amtsrichter zu entrichten hat. 

Die Pauschalierung ist bei Mietverhältnissen regel-
mäßig vorzunehmen. Sie ist auch bei Pachtverhält-
nissen zulässig. Von einer Pauschalierung ist jedoch 
abzusehen, wenn die Pauschalierung zu unbilligen 
Ergebnissen führen würde. 

(4) Nicht im Eigentum eines Landes, einer Ge-
meinde (Gemeindeverband) - oder einer sonstigen 
Körperschaft des öffentlichen Rechts stehende Ge-
bäude unterliegen der Baunotabgabe auch dann, 
wenn sie ganz oder i eil weise zu einem der in § 3 
Absatz 1 Ziffer 1 des Gesetzes genannten Zwecke 
genutzt werden. 
B e i s p i e l : Der bayerische Staat hat von einem 

privaten Eigentümer ein Gebäude gemietet und 
in diesem Gebäude eine staatliche Dienststelle 
untergebracht. Das Gebäude unterliegt in vollem 
Umfange der Baunotabgabe. Der Eigentümer ist 
berechtigt, die Baunotabgabe auf die vom Staat 
gemieteten Räume umzulegen. 

Zu § 3 A b s a t z l Z i f f e r 2 d e s G e s e t z e s 
§ 3 

Befreiung von Gebäuden, soweit sie für kirchliche, 
gemeinnützige oder mildtätige Zwecke genutzt 

werden 
(1) Ob ein Gebäude für kirchliche, gemeinnützige 

oder mildtätige Zwecke genutzt wird, richtet sich 
nach den Bestimmungen der §§ 17 bis 19 des Steuer-
anpassungsgesetzes vom 16. 10. 1934 (RGBl. I S. 925) 
und der Verordnung zur Durchführung der §§17 bis 
19 des Steueranpassungsgesetzes (Gemeinnützigkeits-
verordnung) vom 16. 12. 1941 (RMB1. S. 299, RStBl. 
S. 937) in der Fassung der Anlage 1 der Verordnung 
zur Änderung der Einkommensteuer-Durchführungs-
verordnung vom 16. 10. 1948 (FMB1. 1948 S. 306). 

(2) Voraussetzung für die Befreiung ist lediglich, 
daß ein Gebäude zu einem der in § 3 Abs. 1 Ziff. 2 
des Gesetzes genannten Zwecke genutzt wird. Wer 
Eigentümer des Gebäudes ist, ist für die Anwendung 
dieser Befreiungsvorschrift ohne Bedeutung. 
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(3) Bei Gebäuden, die im Eigentum von kirch-
lichen, gemeinnützigen oder mildtätigen Einrich-
tungen stehen und die teils für kirenliche, gemein-
nützige oder mildtätige Zwecke, teils für andere 
Zwecke (z. B. Wohnzwecke oder gewerbliche Zwecke) 
genutzt werden, ist eine Pauschalierung der Baunot-
abgabe nach § 2 Abs. 3 zulässig. 
B e i s p i e l : In einer Blindenanstalt (Altbau), die 

im Eigentum eines als .gemeinnützig anerkannten 
Vereins steht, sind 2 Wohnungen vermietet. Die 
Baunotabgabe kann vom Finanzamt auf 5 v. H 
der Jahresmiete für die Wohnungen pauschaliert 
werden. 

Z u § 3 A b s a t z 1 Z i f f e r 4 d e * G e s e t z e s 

Befreiung von Gebäuden, «oweit sie von der 
Besatzunssmacht genutzt werden 

Abgabefrei sind auch Gebäude, soweit sie von 
Angehörigen der Besatzuagstracht genutzt werden, 
und Gebäude, soweit sie von der IRQ beschlag-
nahmt sind. 

Z u § 3 A b s a t z 1 Z i f f e r 5 . d e s G e s e t z e s 
§ 5 

Befreiung von Notunterkünften 
Als Notunterkünfte kommen nur Gebäude in Be-

tracht, die Wohnzwecken dienen. Baracken zur 
Unterbringung von Flüchtlingen sind stets als Not-
unterkünfte anzusehen. Als Notunterkünfte gelten 
ferner Alphütten in landwirtschaftlicher Benutzung, 
die nur in den Sommermonaten verwendet werden. 

Zu § 4 A b s a t z 2 d e s G e s e t z e s 
§ « 

Bau not abgäbe bei Obä-udcn. für die ein Brand-
Versicherungsvertrag räcM afcgesobtossen ist 

(1) Bei Einfamilienhäusern und Geschäftsgrund-
stücken, für die ein Brandvei^herangsvertrag nicht 
abgeschlosst« worden ist, kann als ßaunotabgabe-
wert der zuletzt festgesetzte Einheitswert abzüglich 
des Wertes des Grund und Bodens angesetzt 
werden. 

(2) Bei Mietwohngrundstücken und gemischt- '• 
gerratzten Grundstücken, für die ein Brandversiche-
rungsvertrag nicht abgeschlossen worden ist, kann 
das Finanzamt die Baunötabgabe in einem Pausch-
betrag festsetzen. Als PTOSchbetrpg sind anzusetzen: ; 
bei Altbauten 5 v. H. der Jahresmiete des Gebäudes, 
bei Neubauten 2'/a v. H. der Jähvesmiete des Ge- \ 
bäudes. 

4%) Die Begriffe Einfamilienhäuser, Geschäfts-
grundstücke, Mietwohmgrundsträoke und gemischt-
genutzte Grundstücke bestimmen sich nach § 32 der : 
Durchführungsverordnung zum Reiohsbewortumgs-
gesetz vom 2. 2. 1935 (RGBl. I S. 81, RStBl. S. 189). 

Z u § 4 A b s a t z 3 d e s G e s e t z e s 
$ 7 

Kriegsbeschädigte Oebäade 
<1) Wenn bei kriegsbeschädigten Gebäuden der 

Kriegsschaden durch eine entsprechende Herab-
setzung des Zustandswertes vom Brandversicbe-
rungsamt bereits berücksichtigt ist, so ist Bemes-
sungsgruadlage der Baunotabgabe der vom Brand-
versieherungsamt berichtigte Zustamdswert des Ge-
bäudes. 

<2) Wenn bei einem kriegsbeschädigten Gebäude 
der Kriegsschaden vom Brandversichernngsamt noch 
nicht berücksichtigt ist, so ist von dem Zustandswert 
auszugehen, der vor Eintritt des Kriegsschadens 
maßgebend war. Die Höhe des Kriegsschadens ist 
in einem Hundertsatz des Zustandswertes zu 
schätzen. W*a\ den Hasmdetftsatz des Kriegsschadems 
ist der vom Brandversicherungsamt festgesetzte ur-

sprüngliche Zustandswert zu mindern. Maßgebend 
für die Höhe des Kriegsschadens sind die Verhält-
nisse vom 21. Juni 1948. Kriegsschäden, die nicht 
mehr als 10 v. H. des vor Eintritt des Schadens gel-
tenden Zustandswcrtes ausmachen, bleiben außer 
Ansatz. 
B e i s p i e l : Der Zustandswert eines Gebäudes, das 

einen Kriegsschaden erlitten hat, war vur Ein-
tritt des Kriegsschadens auf 60 000 RM fest-
gestellt. Die Höhe des Kriegsschadens nach dem 
Stande vom 21. Juni 1948 wird auf 20 v. H. .-. 
12 000 DM geschätzt. Die Baunolabgabe ist aus 
(60 000 — 12 000 DM =) 48 000 DM zu berechnen. 
Wenn das Gebäude nach dem 20. Juni 1948 wie-
der hergestellt wird, so tritt durch die Wieder-
herstellung eine Erhöhung der Baunotabgabe 
nicht ein f§ 3 Abs. 1 Ziff. 6 des Gesetzes). 

Zu § 5 d e s G e s e t z e s 
§ 8 

Bauliche Veränderungen an Altbauten 
Gebäude, die vor dem 1. April 1924 bezugsfertig 

geworden sind .(Altbauten'), sind in vielen Fällen nach 
diesem Zeitpunkt umgebaut oder verändert worden. 
Ein solches Gebäude ist als Altbau zu behandeln, 

.wenn der ursprünglich für das Gebäude fest-
gestellte Zustandswert mehr als die Hälfte des Zu-
standswertes beträgt, der für das Gebäude nach dem 
Umbau festgestellt worden ist; andernfalls ist es als 
Neubau zu behandeln. Ist der ursprünglich fest-
gestellte Zustandswert aus den Brandversicherungs-
unterlagen nicht zu entnehmen, so kann von 
der alten Brandversichexungssumme ausgegangen 
werden. 
B e i s p i e l : Ein Gebäude ist im Jahre 1913 bezugs-

fertig geworden. Der vom Brandversicherungs-
amt festgestellte Zustandswert betrug ursprüng-
lich 50000 RM. Nach dem 31. 3, 1924 ist das Ge-
bäude umgebaut worden. Neuer Zustandswert 
7BOO0 RM. Das Gebäude ist für die Berechnung 
der Baunotabgabe als Altbau zu behandeln. 
Würde der neue Zustandswert 110 000 RM betra-
gen, so wäre die Baunotabgp.be für -das Gebäude 
nach dem Satz für Neubauten mit 3 v. T. zu 
berechnen. 

Abrundung 
Die für das Rechnungsjahr festgesetzte Baunol-

abgabe ist auf einen d'.irnh zwanzig volle Deutsche 
Pfennig teilbaren Betrag abzurunden. 

Z u § 6 A b s a t.z 1 d e s C e s e t z e s 
£ U 

Stockwerkseigen tum 
Bei Gebäuden, die in Stockwerkseigentum stehen, 

ist jeder StoCkwerkseigentümer für seinen Cebäude-
anteil Schuldner der Baunotabgäbe 

Z u § € A b s a t z 2 d e s G e s e t z e s 
§ 11 

Umlegung der Baunotabgabe vom Eigentümer auf 
die Mieter 

(1) Der Gebäudeeigentümer ist berechtigt, die Bau-
notabgabe auf die Mieter (Pächter) nach dem Ver-
hältnis der geschuldeten Miete (Pacht) zu dem Ge-
samtmietwert des Gebäudes umzulegen. W«nn der 
Gebäudeeigentümer in seinem Gebäude selbst wohnt 
oder gewerblich landwirtschaftlich usw.) genutzte 
Räume innehat, so muß er den auf die von ihm 
selbst genutzten Räume entfallenden Teil der Bau-
notabgäbe selbst tragen. Maßgebend für die Um-
legung ist die Jabresmiete für die Zeit vom i. April 
184» bis 31. März 1950. Der sich für den einzelnen 
Mieter ergebende Betrag ist auf die Mietzahlungs-
termine gleichmäßig zu verteilen. Mieten (Pachten) 

http://Baunotabgp.be
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für Gebäudetei le , die der Baunotabgabe nicht un t e r -
liegen (z. B» wei l der Gebäudete i l erst nach dem 
20. Juni 1948 bezugsfertig geworden ist oder weil er 
für gemeinnützige Zwecke genutzt wird) , scheiden 
für die Umlegung aus. 
B e i s p i e l : Die Baunotabgabe für ein Mie twohn-

grundstück (Altbau, Baunotabgabewer t 16 000 DM) 
be t rägt 80 DM im Jahr . In dem Gebäude wohnen 
3 Mieter. 
Der Mieter im Erdgeschoß zahlt 

(44 DM Miete monatlieh) 528 DM im Jahr , 
der Mieter im 1. Stock zahlt 

(42 DM Miete monatlieh) 504 DM im Jahr , 
der Mieter im 2. Stock zahlt 

(24 DM Miete monatlich) 288 DM im J a h r 
(110: DM monatlich) 1 320DMjähr l ich . 

Der Gebäudeeigentümer ist berechtigt, den J a h r e s -
bet rag von 80 DM wie folgt umzulegen: 

523 
Für den Mieter im Erdgeschoß '80 DM ^ 

(d. s. 2.66 DM monatlieh), im J a h r 32.—DM 
504 

für den Mieter im 1. Stock . 80 DM = 
1320 

(d. s. 2.55 DM monatlich), im J a h r 30.54 DM 

288 
für den Mieter im 2. Stock — =80 DM = 

(d. s. 1.45 DM monatlich) im J a h r 17.46 DM 
(d. s. 6.66 DM monatlich), jährl ich 80.—DM 

Da im Regelfälle die Jahrcsmie te dem 12fachen 
Bet rag einer Monatsmiete entspricht, kann bei 
Gebäuden, für die monatl iche Mietzahlung er -
folgt, die Umlegung auch in der Weise vorge-
n o m m e n werden, daß von der auf den Monat 
entfal lenden Baunotabgabe ausgegangen wird. 
Baunotabgabe 80 DM im J a h r oder 6.66 DM 

im Monat. 
Von dem Bet rag von 6.66 DM im'Monat entfal len: 
auf den Mieter im Erdgeschoß 

44 

110 ' 
6.66 DM = 2.66 DM, 

auf den Mieter im 1. Stock 
42 

110' 
auf den Mieter im 2. Stock 

24 

6.66 DM = 2.55 DM, 

110 
. 6.66 DM 1.45 DM. 

(2) Bei landwirtschaftl ichen und gewerblichen An-
wesen, die überwiegend vom Eigentümer für seine 
Zwecke genutzt werden, kann die Umlegung in 
e inem Pauschbet rag vorgenommen werden. Als 
Pauschbet rag kommen in Betracht: 

bei Al tbauten 5 v. H. der Miete, 
bei Neubauten 2J/> v. H. der Miete. 

B e i s p i e l : In e inem landwirtschaftl ichen A n -
wesen (Altbau), das überwiegend vom Eigen-
t ü m e r genutz t wird, ist e ine Flüchtl ingsfamilie 
untergebracht , die für die ihr überlassenen 
Räume monatl ich 12 DM Miete zu zahlen hat . 
Der Landwi r t kann in diesem Fall die Baunot -
abgabe in der Weise umlegen, daß er monatlich 
5 v. H. von 12 DM = 0.60 DM von dem Mieter 
erhebt. 

§ 12 
Begriff der Jahresmie te 

(1) Jahresmie te im Sinne dieser Verordnung ist 
das Gesamtentgel t , das der Mieter (Pächter) für die 
Benutzung der Räume auf G r u n d ver t ragl icher 
oder gesetzlicher Bes t immungen zu ent r ichten hat . 

(2) Nicht zur Jahresmie te gehören: 
a) Vergütungen für Nebenleis tungen des Vermieters , 

die nicht die Raumnu tzung betreffen, aber neben 

der Raumnu tzung auf G r u n d des Mietver trags 
gewähr t werden (z. B. Zurverfügungste l lung von 
Möbein, von e lekt r ischem Strom, von Wasser-
kraft, Dampfkraft u. dgL), 

b) die Kosten der Heizstoffe (einschließlich der 
Kosten der Anfuhr) für Sammelheizung u n d 
Warmwasserversorgung sowie die Betr iebskosten 
für den Fahrs tuh l (Stromgebühren, Zählermiete, 
Kosten der Fahrstuhlrevis ion) , 

c) Vergütungen für Nebenleistungen, die zwar die 
Raumnutzung betreffen, atoer nu r einzelnen 
Mietern zugute kommen (Spiegelglasversicherung 
u. dgL) 

Soweit Bet räge nach a bis c in der Miete (Pacht) 
en tha l t en sind, sind sie auszuscheiden 

(3) Sta t t des sich aus den Absätzen 1 und 2 e r -
gebenden Betrages gilt die übliche Miete als J a h r e s -
miete für solche Gebäude oder Gebäudetei le , 
a) die eigengenutzt, ungenutzt , zu vorübergehendem 

Gebrauch oder unentgelt l ich überlassen sind, 
b) die der Eigentümer dem Mieter mit Rücksicht 

auf persönliche (insbes. verwandtschaftliche) oder 
wirtschaftl iche Beziehungen oder mit Rücksicht 
auf ein Arbe i t s - oder Dienstverhäl tnis zu einem 
um mehr als 20 v. H. von dem üblichen Miet-
preis abweichenden Entgel t überlassen hat. 

Die übliche Miete ist in Anlehnung an die J a h r e s -
miete anzusetzen, die für Räume gleicher oder ä h n -
licher Ar t und Lage regelmäßig vere inbar t wird. 
Bei Umsatzpacht (Hektoli terpacht) ist die übliche 
Miete für gewerbliche Räume vergleichbarer Art 
anzusetzen. 

Z u § 6 A b s a t z 3 d e s G e s e t z e s 
§ 13 

Umlegung der Baunotabgabe vom Mieter auf die 
Untermieter 

(1) Der Mieter ist berechtigt, die von ihm zu en t -
r ichtende Baunotabgabe auf die Untermieter u m -
zulegen. Die Umlegung findet nach dem Verhäl tnis 
der Quadra tmete rzah l der vom Mieter und dem 
Untermieter genutzten Räume statt . Küche, Gang, 
Bad, Klosett, Abstel l räume, Keller und Speicher 
scheiden bei der Berechnung der Quadra tmeterzah l 
aus. 
B e i s p i e l : Ein Mieter hat monatl ich 10 DM als 

Baunotabgabe an den Gebäudeeigentümer abzu-
führen. Die Wohnung des Mieters umfaßt 110 qm. 
Hiervon entfallen 30 qm auf die Küche, den 
Gang, das Bad und das Klosett, 80 q m auf die 
4 Wohnräume. 2 Wohnräume mit 35 q m bewohnt 
der Mieter, 1 Wohnraum mit 25 qm ist an den 
Untermie te r A und 1 Wohnraum mit 20 qm an 
den Untermie te r B vermietet . 

Für die Umlegung scheiden die 30 qm, die auf 
die Küche, Gang. Bad und Klosett entfallen, aus. 
Zu berücksichtigen sind die 4 Wohnräume (80 qm). 
Der Mieter hat zu t ragen: 
•|r7™ von 10 DM - 4.38 DM monatlich, 
der Untermieter A hat zu t ragen: 
-'•''/so von 10 DM = 3.12 DM monatl ich, 
der Untermie ter B hat zu t ragen: 
-"Im von 10 DM —. 2.50 DM monatlich. 

Z u § 7 A b s a t z 2 d e s G e s e t z e s 

§ 14 
Fäll igkeitstermine für Baunotabgabebet räge von 

nicht mehr als 40 DM jähr l ich 
Baunotabgabebet räge , die 40 DM im J a h r nicht 

übersteigen, sind je zur Hälfte am 10. Oktober 1949 
und am 10. Apri l 1950 fällig. 

Z u § 8 A b s a t z 1 d e s G e s e t z e s 

Freis te l lung von leis tungsschwachen Personen 

(1) Personen, die die Begünst igung des § 8 Abs. 1 
des Gesetzes in Anspruch nehmen, müssen das Vor-
liegen der Voraussetzungen für die Nichterhebung 
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der Baunotabgabe durch eine amtl iche Beschei-
n igung nachweisen. Die Bescheinigungen werden ge-
bührenfre i von den Gemeindebehörden ausgestell t 

a) für Personen., die laufend öffentliche Fürsorge 
genießen, 

b) für Personen, die Arbei ts losenunters tützung oder 
Arbeitslosenfürsorge empfangen, 

c) für Personen, die ausschließlich von Sozialrenten 
leben müssen, 

d) für Personen, die auf Einnahmen in Höhe der 
öffentlichen Fürsorgesätze angewiesen sind. 

In den Fällen des Buchst, b obliegt die Aus -
stel lung der Bescheinigungen in Gemeinden, in 
denen sich ein Arbei tsamt oder eine Nebenstel le 
e i r e s Arbei tsamtes befindet, dem Arbei tsamt (der 
Nebenstelle) und zwar für Personen, die in diesen 
Gemeinden wohnen. 

In der Bescheinigung ist der Zei t raum anzugeben, 
für den sie gilt. Die Bescheinigung für die unter a. 
c und d genannten Personen ist grundsätzlich für 
die Dauer eines Rechnungsjahres auszustellen. Die 
Bescheinigung für die unter b genannten Personen 
ist im allgemeinen für 6 Monate auszustellen. Die 
Gült igkei t der Bescheinigung erlischt, wenn das 
Miet- oder Pachtverhäl tn is für das sie ausgestellt 
ist, endet. 

(2) Als Sozialrenten im Sinne des Abs. 1 Buchst, c 
gel ten: 
a) Renten bis zum Höchstbetrag von 100 DM mona t -

lich aus der Unfall-, der Inval iden- , der K n a p p -
schafts- und der Angestel l tenversicherung; bei der 
Berechnung des HÖchstbefrages von 100 DM blei-
ben Kinderzuschläge außer Betracht; 

b) ohne Höchstgrenze Renten nach dem Körper -
beschädigten-Leistungsgesetz und nach dem Ge-
setz für Unterhaltsbeihi lfe für Angehörige von 
Kriegsgefangenen sowie die Unterhaltshi lfe nach 
dem Soforthilfegesetz. 

(3) Die Abgabe wird bei Sozialrentnern nur dann 
nicht erhoben, wenn der Sozialrentner ausschließ-
lich von der Sozialrente leben muß . Die Freistel lung 
von der Abgabe entfällt , wenn der Sozialrentner 
auße r der Sozialrente noch Arbeitslohn oder andere 
Einkünfte (einschließlich Sachbezüge) bezieht. Die 
Freis te l lung von der Abgabe entfäll t ferner, wenn 
im Haushalt des Sozialrentners , des Empfängers von 
Unterhal tshi l fe nach dem Soforthilfegesetz oder des 
Empfängers von Arbei ts losenunters tützung oder 
Arbeitslosenfürsorge unterhaltspfl ichtige Personen 
(Ehegatte, Kinder, Eltern) leben, die Arbeitslohn 
oder andere Einkünfte von zusammen mehr als 
50 DM monatlich beziehen. 

(4) Untermieter , auf die die Vorschriften des § 8 
Abs. 1 des Gesetzes zutreffen, haben die gemäß 
Abs. 1 ausgestellten Bescheinigungen dem Mieter zu 
übergeben. Sie brauchen dann den auf sie t reffen-
den Teil der Baunotabgabe nicht zu entrichten. Der 
Mieter ist berechtigt den auf den Untermieter en t -

fal lenden Teil der Baunotabgabe von dem auf i h n 
selbst umgelegten Bet rag zu kürzen. Gleichzeitig h a t 
er die Bescheinigung, die er vom Unte rmie te r e r -
hal ten hat . dem Gebäudeeigentümer zu übergeben. 

(5) Entsprechend ist zu verfahren , w e n n der Mie ter 
Freistel lung von der Baunotabgabe geltend macht , 
weil die Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 des Gesetzes 
bei ihm selbst vorliegen. 

(6) Der Gebäudeeigentümer kann den für das Ge- , 
bäude an den einzelnen Fäl l igkei ts terminen zu e n t -
r ichtenden Tei lbetrag der Baunotabgabe um die B e -
t räge kürzen, die nach den ihm übergebenen a m t -
lichen Bescheinigungen von den Mietern und U n t e r -
mietern nicht erhoben werden . Er ha t die Bescheini-
gungen dem für die Veranlagung der Bauno tabgabe 
zuständigen F inanzamt zu übermit te ln . Der g e m ä ß 
§ 8 Abs. 1 des Gesetzes nicht zu e rhebende Teil d e r 
Baunotabgabe wird dem Gebäudeeigentümer vom 
Finanzamt erlassen. 

Z u § 8 A b s a t z 2 d e s G e s e t z e s 

§ 16 
Mietausfälle des Gebäudeeigentümers 

Zum Nachweis des Mietausfalles genügt eine 
Glaubhaf tmachung, daß die Miete uneinbringlich 
und als endgült ig ver loren anzusehen ist. Es ist nicht 
erforderlich, daß der Mietrückstand ergebnislos e in-
geklagt wurde . 

Z u § 9 A b s a t z 1 d e s G e s e t z e s 
§ 17 

Anwendung der Vorschriften der Reichsabgaben­

ordnung 

Fü r die Erhebung, die Stundung, den Erlaß, d ie 
Zwangsvol ls t reckung und die Ver jährung der B a u -
notabgabe gelten die Vorschriften der Reichs-
abgabenordnung entsprechend. 

Z u § 9 A b s a t z 2 d e s G e s e t z e s 
§ 18 

Unanfechtbarkeit der von den Brand Versicherungs­

ämtern festgestellten Zustandswerte 

Eine Anfechtung der von den Brand vers icherungs-
ämtern festgestellten Zus tandswer te für die Zwecke 
der Berechnung der Baunotabgabe ist nicht zulässig. 
Maßgebend sind vorbehaltl ich des § 4 Abs. 3 des 
Gesetzes die a m 1. J an . 1949 geltenden Schätzungen. 

Zu § 10 d e s G e s e t z e s 

§ 19 
Inkrafttreten 

Die Durchführungsbes t immungen t re ten mit Wir-
kung vom 1. April 1949 in Kraft . 

München, den 26. September 1949 

Der Bayerische Staatsminis ter de r Finanzen 
Dr. K r a u s 
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